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Zugang zu information, Bibliotheken 
und Völkerrecht

Erfolgreiche IFLA-Lobbyarbeit bei der UNO: Was darf davon erwartet werden?

Hans Ulrich locher

der internationale Bibliotheksverband hat sich erfolgreich positioniert: das entwicklungsprogramm der 
UNo hält den Zugang zu information als entwicklungsziel fest. das ist maßgeblich auf die arbeit des 
Verbandes mit der „lyon declaration“ zurückzuführen. doch was bedeutet das?

❱ Die „Lyon Declaration“ ist 2014 anlässlich des Welt-
kongresses der International Federation of Library 
Associations and Institutions (IFLA) in Lyon lanciert 
und von fast 600 Institutionen und Organisationen 
unterzeichnet worden. Im Kern geht es generell um 
den Zugang zu Informationen und insbesondere 
zum Internet. Ziel war, dieses Anliegen im Entwick-
lungsprogramm der UNO für die Jahre bis 2030 zu 
verankern. Die Generalversammlung der UNO hat im 
September 2015 dieses Programm mit dem Namen 
Agenda 2030 verabschiedet. Der Zugang zu Informa-
tion ist eines von 179 Zielen, nämlich Nummer 10 im 
Bereich 16: „Den öffentlichen Zugang zu Informatio-
nen sicherstellen … in Übereinstimmung mit der na-
tionalen Gesetzgebung und internationalen Überein-
kommen.“1

der rechtliche rahmen
Wieso ist der öffentliche Zugang zu Informationen 
wichtig? Es soll damit eine Basis der Meinungsäusse-
rungsfreiheit sichergestellt werden; nämlich die Mög-
lichkeit, sich überhaupt Informationen zu beschaffen, 
um sich gestützt darauf eine Meinung bilden zu kön-
nen. Ideell verankert ist das in der Menschenrechtser-
klärung von 1948 in Art. 192 und rechtlich verbindlich 
geregelt im Internationaler Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte3 und der dort verankerten „Freiheit, 
ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen Informationen und 
Gedankengut jeder Art in Wort, Schrift oder Druck, 
durch Kunstwerke oder andere Mittel eigener Wahl 
sich zu beschaffen, zu empfangen und weiterzuge-
ben“. Nun darf man diesen Aspekt der Menschen-
rechte nicht verabsolutieren und nicht verkennen, 
dass die Menschenrechte als Instrument gegen eine 
unkontrollierte und unbeschränkte staatliche Macht 

geschaffen worden sind. Konkret bedeutet der freie 
Zugang zur Information vor allem ein Verbot staatli-
cher Zensur. Auf diese Aspekte, welche das Recht auf 
freien Zugang zu Informationen relativieren, ist nach-
folgend separat einzugehen.

einschränkung und zulässige motive
Der freie Zugang zu Informationen ist kein absolutes 
Recht; Einschränkungen sind sogar explizit vorgese-
hen. Der Internationale Pakt erlaubt den unterzeich-
nenden Staaten, dass sie den Zugang einschränken 
dürfen. Dazu ist eine gesetzliche Grundlage erforder-
lich, also ein formal definierter Akt. Die Einschrän-
kung muss zweitens begründet sein und als Gründe 
sind die folgenden vier zulässig: Schutz der nationalen 
Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), 
der Volksgesundheit oder der öffentlichen Sittlichkeit 
(Art. 19, Abs. 3, Bst. b). Generell gilt bei Einschrän-
kungen der Menschenrechte, dass diese verhältnis-
mäßig erfolgen sollen: Die Einschränkung muss so 
gering als möglich sein, um den verfolgten Zweck – 
wie beispielsweise der nationalen Sicherheit – zu er-
reichen. Alle vier in Bezug auf die Informationsfreiheit 
genannten Gründe sind aber ohne weiteres als relativ 
offene Begriffe erkennbar. Sie sind mithin interpre-
tationsbedürftig und öffnen der (staatlichen) Willkür 
Tür und Tor. Wer beurteilt beispielsweise, wann durch 
was die nationale Sicherheit gefährdet ist? Das Aus-
ländergesetz der Schweiz sieht beispielsweise vor, 
dass Ausländern die Einreise in die Schweiz für eine 
Rede verweigert werden kann, weil deren Auftritt die 
öffentliche Sicherheit gefährdet (Art. 67, Abs. 2, Bst. 
a)4, was regelmäßig vorkommt5. In jüngster Zeit ha-
ben verschiedentlich Staaten (Türkei, Iran, China)6 
den Zugang zu bestimmten Internetseiten untersagt 
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und bei Internetbetreibern entsprechende Sperren 
verfügt. Ob die Begründung für diese „Zensur“ die 
völkerrechtlichen Voraussetzungen erfüllt, kann hier 
dahingestellt bleiben.

Schutz vor Staatsgewalt
Damit sind wir beim zentralen Kern des Problems, 
bei dem sich die Katze in den Schwanz beißt. Die 
historische Entwicklung hat zur Forderung nach Men-
schenrechten geführt, gerade weil staatliche Repres-
sion und Gewalt insbesondere während des zweiten 
Weltkrieges unsägliches Leid über große Teile der 
Weltbevölkerung gebracht hat7. Im Rahmen der UNO-
Gründung spielte die Entwicklung und Garantie der 
Menschenrechte in der heute rechtlich verbindlichen 
Form eine wichtige Rolle. Die Staatengemeinschaft 
benötigte dafür einen jahrzehntelangen Prozess, der 
in Bezug auf internationale Einklagbarkeit noch nicht 
beendet ist: Es fehlen entsprechende Gerichtshöfe. 
Kernidee war immer, dass die Menschenrechte dem 
Einzelnen die Möglichkeit geben, sich gegen staatli-
che Eingriffe, Willkür und Verletzungen dieser Rechte 
mit rechtlichen Mitteln zur Wehr zu setzen. Die Stoß-
richtung war: Schutz des Einzelnen vor dem Staat. 
Schutz von ganz spezifischen Rechten, die für die 

Würde und das Menschsein unabdingbar sind – wie 
etwa das Recht auf körperliche Unversehrtheit oder 
wie in unserem Bereich die Informationsfreiheit. Die 
staatliche Gewalt soll durch die Menschenrechte be-
schränkt werden, wobei andererseits diese Rechte 
dem Einzelnen keinen absoluten Anspruch geben. 

Staat als garant vor Staatsgewalt?
Die Idee der Menschenrechte war derart erfolgreich, 
dass sie sich immer mehr zu einer Forderung entwi-
ckelt hat, der Staat müsse aktiv dazu beitragen, diese 
Rechte zu verwirklichen: kein passives Unterlassen 
also, sondern ein aktives Leisten. Ob dies mit der 
Grundkonzeption der Menschenrechte zu vereinba-
ren ist, bleibt eine ungeklärte Frage. Jedenfalls wider-
spricht sie der historischen Entstehung und der his-
torischen Erfahrung mit staatlicher Gewalt. Es sollte 
sich zumindest jeder die Frage stellen, ob von Men-
schen ausgeübte staatliche Macht geeignet ist, den 
Machtmissbrauch durch staatliche Organe zu verhin-
dern. Wird hier der Bock zum Gärtner gemacht? Kann 
der Staat Rechte garantieren, die sich in erster Linie 
gegen ihn selbst und sein Gewaltmonopol richten? 
Verträgt sich das Konzept der Menschenrechte als 
Beschränkung mit einer positiven Leistungspflicht? 
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Qualität als Zensur

Zurück zu den ganz konkreten Fragen, die sich da-
durch im Zusammenhang mit Bibliotheken stellen. 
Die Mehrheit der Bibliotheken ist Teil der öffentli-
chen Administration, mithin sind sie als hoheitliche 
Einrichtungen Teil der staatlichen Gewalt. Sie erlas-
sen daher auch einseitig Reglemente, beispielsweise 
wie den Nutzenden diese öffentliche Einrichtung zur 
Verfügung steht und wie sie sich dort zu verhalten 
haben etc. Der freie Informationszugang gibt darum 
kein Anrecht, dass die Bibliothek auch nachts oder 
sonntags zugänglich sein muss. Sie haben auch einen 
staatlich festgelegten Auftrag, was sie tun und even-
tuell auch unterlassen sollen. Eine Landesbibliothek 
hat typischerweise den Auftrag, eine Mediensamm-
lung zum eigenen Land aufzubauen, zu pflegen und 
zu sichern. Ein im Land wohnhafter Ausländer kann 
deshalb nicht verlangen, dass diese Landesbibliothek 
auch Medien über seine Heimat sammelt und zur Ver-
fügung stellt. Das mag selbstverständlich erscheinen, 
kann aber das Recht und Bedürfnis des Ausländers 
tangieren, sich Informationen über seine Heimat zu 
beschaffen, was er individuell als Widerspruch zum 
freien Informationszugang oder gar als Zensur inter-
pretieren kann. 

Qualitätsurteil kein völkerrechtliches motiv
Ganz generell sind Bibliotheken aufgrund ihres Auf-
trages und der finanziellen und technischen Möglich-
keiten gezwungen, eine Auswahl zu treffen, wobei 
sie dabei darauf verweisen, dass sie in erste Linie 
danach streben, dabei die Qualität der Informatio-
nen als Maßstab anzuwenden sowie die Bedürfnisse 
der Region oder Institution möglichst zu befriedigen. 
Diese Beurteilung kann systematisch erfolgen oder 
auf persönlicher Einschätzung der Erwerbungsverant-
wortlichen. Sie führt aber immer zu einem Entscheid, 
gewisse Medien zuzulassen, andere nicht anzuschaf-
fen, und somit nicht öffentlich und frei zugänglich zu 
machen. Diese qualitativ begründete Entscheidung 
kann als staatliche Zensur interpretiert werden, denn 
sie wird von staatlichen Organen ausgeübt und lässt 
sich in der Mehrheit der Fälle nicht durch die Motive 
begründen, wie sie das Völkerrecht für die Einschrän-
kung der Meinungsfreiheit definiert. 

Zugang zu Bibliotheken 
Wenn wir von dieser abstrakten Ebene auf ganz kon-
krete Fragen kommen, wird wohl deutlicher, dass die 
Rolle der Bibliotheken beim freien Zugang zur Infor-
mation eine differenzierte Betrachtung erfordert. 
Diese soll dafür sensibilisieren, dass sie nicht einfach 
die „weißen Ritter“ sind, die den Informationszugang 

als Basis der Meinungsfreiheit bedingungslos garan-
tieren können. In historischer Perspektive sei darauf 
verwiesen, dass im nationalsozialistischen Deutsch-
land „verbotene Bücher“ von Bibliotheken aus ihren 
Sammlungen entfernt wurden; eine Tatsache, deren 
Aufarbeitung erst Ende des letzten Jahrhunderts 
begonnen hat. Juden wurde als eine der ersten Ein-
schränkungen der Zugang zu Bibliotheken verwehrt. 
Welchen Eingriff die dunkelste Zeit Deutschlands für 
einen Wissenschaftler bedeutete, hat einer der we-
nigen überlebenden Chronisten dokumentiert8. Sein 
Tagebuch ist ein Mahnmal nicht zu vergessen, dass 
staatliche Bibliotheken in der Regel das tun, was ih-
nen von der Staatsgewalt – repräsentiert durch die 
vorgesetzte Behörde – aufgetragen wird. Können wir 
so sicher sein, dass Bibliotheken dazu auch in Zukunft 
nicht Hand bieten? Sind die vor allem als Reaktion auf 
nationalsozialistische Verbrechen kodifizierten Men-
schenrechte eine Sicherheit, dass solches nie wieder 
geschieht? Man denke an elementarste Menschen-
rechtsverletzungen in der UdSSR, Kambodscha, Ju-
goslawien oder Ruanda nach dem Zweiten Weltkrieg 
und nach Abschluss völkerrechtlicher Abkommen 
zur Garantie der Menschenrechte. Beim IFLA-Kon-
gress in Kapstadt berichtete Rocky Ralebipi-Simela, 
Direktorin der südafrikanischen Nationalbibliothek, 
über die wenige Jahre zurückliegende Zeit der Apart-
heid. Schwarzen wurde der Zugang zu Bibliotheken 
bewusst verwehrt, um sie von Bildung und Wissen 
fernzuhalten, was ihr Bewusstsein über die Unter-
drückung zweifellos gefördert und ihren Widerstand 
gestärkt hätte.

Bescheidenheit statt euphorie
Der freie Zugang zu Informationen ist eine elementare 
Voraussetzung für die Meinungsbildung und die Mei-
nungsfreiheit. Ihre Verankerung in der Agenda 2030 
der UNO darf als Erfolg für die Lobbyarbeit des in-
ternationalen Bibliotheksverbandes gewertet werden. 
Gleichzeitig ist es aber auch ein Hinweis darauf, dass 
die von der UNO initiierten Grundlagen (Menschen-
rechtserklärung und darauf basierende Abkommen) 
bezüglich der Meinungsäusserungsfreiheit offenbar 
(noch) nicht ausreichend waren, um dieses Men-
schenrecht zu garantieren. Die Millenniumsziele der 
UNO als Vorläuferdokument sind in den Augen des 
damaligen UNO-Generalsekretärs9 ebenfalls kein Hin-
weis darauf, dass derartige Papiere selbst in grundle-
genderen Fragen wie Hungerbekämpfung erfolgsver-
sprechend sind. Ihre breite Akzeptanz beruht im Ge-
genteil gerade darauf, dass ihnen keine Verbindlich-
keit zukommt10. Darum scheint etwas Bescheidenheit 
über die Bedeutung der Kampagne angemessen und 
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Reflexion über die eigenen Möglichkeiten von Bibliotheken 
im Spannungsfeld von Informationszugang, völkerrechtli-
cher Regelung, staatlicher Macht/Zensur und eigener Un-
abhängigkeit angezeigt. ❙
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